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Die autonome Verwaltung in Galizien. (Schluß.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Nichtanwendung des § 102 der Gewerbeordnung, betreffend die Competenz der poli⸗ 
tiſchen Behörde im Falle einer Entſchädigungsforderung aus dem Lehrverhält⸗ 
niſſe ſeitens des Lehrherrn gegen Pflege übende Verwandte des Lehrlings. 

Bei Ausſcheidung von Grundparcellen aus einer Gemeindemarkung und Einverlei⸗ 
bung derſelben in eine andere Gemeinde werden die beſtehenden Jagdpachtver⸗ 
träge bis zum Ablauf der Pachtperiode nicht alterirt. 

Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Die autonome Verwaltung in Galizien. 
(Schluß) 


Wenn demnach das Bedürfniß ſich einſtellt, die Landtagsgeſetze ſchon 
nach kurzer Dauer wieder zu ändern oder zu beſeitigen, ſo müſſen 
wir nach dem Grunde dieſer unſerer legislativen Unfruchtbarkeit fragen. 
Die Antwort iſt nach meiner Ueberzeugung eine leichte. Wir haben 
nicht nur unſere politiſche Exiſtenz eingebüßt, ſondern uns iſt auch 
der Faden der Tradition abhanden gekommen. Die hiſtoriſchen im 
Laufe der Jahrhundertr gewordenen Inſtitutionen ſind verfallen und 
England bietet uns den beſten Beweis, daß nur ſolche Inſtitutionen 
den Bedürfniſſen eines Landes entſprechen, welche auf Grund derſel⸗ 
ben gleichzeitig mit ihnen und allmälig geſchaffen, verbeſſert und 
verändert werden Da wir fortwährend den Gegenſtand von legisla⸗ 
tiven und adminiſtrativen Experimenten bilden, ſo haben wir zuletzt 
jeden ſtaatsrechtlichen Gedanken verloren, Das Schlimmſte aber iſt, 
daß wir, indem wir in Revolutionen und den denſelben vorangehen⸗ 
den Conſpirationen unſere Rettung gegen die Verfolgungen ſuchen, 
zuletzt auch den conſervativen Sinn, das Rechtsbewußtſein, ſowie die 
Achtung für das Geſetz und die Regierung verloren haben. Wir wollen 
nur auf einen Moment hinweiſen. Man muß in unferem Lande, ſogar 
in intelligenten Kreiſen in Erinnerung bringen und beweiſen, daß 
auch die Schweiz ohne Polizei und Staatsanwaltſchaft, oder ohne 
Gendarmen nicht beſtehen könnte. Wie oft kommt es doch bei uns 
vor, daß die unteren Claſſen der Bevölkerung einen arretirten Dieb 
aus den Händen des Polizeimannes zu befreien pflegen, da man in 
dem Diebe ein Opfer der Behörde ſehen will. Bei Behandlung 
unſerer legislativen Arbeiten ſchweifen wir in der Regel in die Ferne, 
ſehen und nach, Muſtern für unſere Inſtitutionen in England, Frank⸗ 
reich. Belgien ja ſogar in Hannover um und vergeſſen, daß alle dieſe 
Muſter unſeren Verhältniſſen ſich nicht anpaſſen laſſen. 

Was läßt ſich nach alledem Poſitives anführen? Was ſollen 
wir als Baſis unſerer Autonomie anſehen? Es gibt einen Organis⸗ 


mus iſt die Pfarre. Sie allein umfaßt Gehöfte und Bauernanſiedlun⸗ 
gen, ſie allein vereinigt beide harmoniſch. Die Pfarre möge alſo die 
Baſis unſerer Inſtitutionen bilden. Ich kenne die Einwendungen; 
manche Pfarren ſind zu klein; es gibt auch ſolche Pfarren, die ſich 
geographiſch nicht gut abgrenzen laſſen, ſogenannte Enclaven. Aber es 
fällt doch nicht ſchwer, die nöthige Abänderung der Grenzen auf 
legalem Wege durchzuſetzen. Indem wir zwei kleine Pfarren zu einem 
adminiſtrativen Ganzen oder ſolche, die ſich gegenſeitig durchkreuzen, 
vereinigen, ſo werden wir den Uebelſtänden abhelfen. So iſt der Kra⸗ 
kauer Bezirksſchulrath vorgegangen bei der Creirung von Ortsſchul⸗ 
räthen. Auf 17 Pfarren des Krakauer Bezirkes entfallen 13 Orts⸗ 
ſchulräthe, auf 19 Pfarren in Czarnower Bezirke entfallen 12 Orts⸗ 
ſchulräthe und zwar immer entſprechend den Pfarrgrenzen. So wäre 
nun der hiſtoriſche Boden zur Einrichtung unſerer Gemeinden gefun⸗ 
den. Anſtatt 114 Landgemeinden und 54 Gutsgebieten im Krakauer 
Bezirke würden wir im Ganzen etwa 17 Gemeinden bekommen, oder 
eine noch geringere Anzahl, da wir nothwendigen Falles auch zwei 
Pfarren zu einer Gemeinde vereinigen könnten. 

Mit Ausnahme dieſer Aenderung, welche der älteften admini⸗ 
ſtrativen Eintheilung entſpricht, würde ich keine weiteren Novationen 
wünſchen, da ein ſchlechtes aber bereits eingeführtes Geſetz oft beſſer, 
als die fortwährenden Aenderungen. Wir beſitzen kein altes Gemeinde⸗ 
geſetz und das jetzt beſtehende iſt abſtract genommen gar nicht ſchlecht, 
Weshalb ſollten wir dasſelbe nicht beibehalten. Das Gemeindegeſetz 
und das Geſetz über die Gutsgebiete haben, rückſichtslos durchgeführt, 
ſich allerdings als unpraktiſch für unſere Verhältniſſe erwieſen und 
der Landtag ſollte fie demnach entſprechend adaptiren. Wenn bedeu⸗ 
tende Gutsgebiete over bevölkerte und reiche Gemeinden den ihnen 
auferlegten Pflichten nachkommen und ihre bisherige Selbſtſtändigkeit 
beibehalten wollen, fo dürfen wir ihnen keine Gewalt anthun, jo duͤr⸗ 
fen wir ſie mit anderen Gemeinden oder Gutsgebieten nicht vereini⸗ 
gen. Sehen wir uns lediglich nach einem Mittel um, um der Rath⸗ 
loſigkeit der jetzigen kleinen Landgemeinden und der kleinen Guts⸗ 
gebiete ein Ende zu machen. Meines Erachtens würde es ausreichen, 
den § 97 der Gemeindeordnung, lautend: „Gemeinden, welche die 
Mittel zur Erfüllung der ihnen aus dem übertragenen Wirkungskreiſe 
erwachſenden Verpflichtungen nicht beſitzen, ſind für ſo lange, als dies 
der Fall iſt, zu dieſem Behufe mit anderen Gemeinden desſelben poli⸗ 
tiſchen Bezirkes zu einer gemeinſchaftlichen Geſchäftsführung im Wege 
eines Landesgeſetzes zu vereinigen“ — dahin abzuändern: 

„Gemeinden, welche die Mittel zur Erfüllung der ihnen 
ſowohl aus dem eigenen als auch dem übertragenen Wir⸗ 
kungskreiſe erwachſenden Verpflichtungen nicht beſitzen, find über 
gemeinſchaftlichen Antrag der Bezirksvertretung und der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft durch Entſcheidung der Statthalterei mit den angrenzenden 
Gemeinden und Gutsgebieten desſelben politiſchen Bezirkes wo möglich 
mit Berückſichtigung der Pfarrgrenzen zu vereinigen.“ 

„Die Beſiger der ſo vereinigten Gutsgebiete ſind im Sinne des 
§ 16 des Gemeindegeſetzes ohne vorhergegangene Wahl Mitglieder 


mus, welcher allen Stürmen Trotz geboten hat, und dieſer Organis⸗ der Gemeindevertretung.“ 


„Die fo vereinigten Gemeinden werden nun im Sinne der 
88 74, 76 und 84 des Gemeindegeſetzes fortan jede nur eine Ans 
ſiedlung bilden.“ 

„Die Vorſtände der Gutsgebiete und der zu einer Gemeinde 
vereinigten Anſiedlungen werden innerhalb der Grenzen ihrer Ortſchaft 
als Delegirte der Gemeindevertretung im Sinne des § 53 des Ge⸗ 
meindegeſetzes fungiren.“ 

Folgerichtig ſollte man auch im Geſetze über die Gutsgebiete 
folgenden Paſſus einſchalten: 

8 7, b): „Gutsgebiete, welche die Mittel zur Erfüllung der ihnen 
aus dem eigenen und übertragenen Wirkungskreiſe erwachſenden Ver⸗ 
pflichtungen nicht beſitzen, ſind über gemeinſamen Antrag der Bezirks⸗ 
vertretung und der Bezirkshauptmanuſchaft durch Ausſpruch der Statt⸗ 
halterei mit den angrenzenden Gemeinden und Gutsgebieten desſelben 
politiſchen Bezirkes im Sinne des § 96 des Gemeindegeſetzes, wo 
möglich mit Berückſichtigung der Pfarrgrenzen zu vereinigen.“ 

Auf dieſe Weiſe vermöchten wir das Gemeindegeſetz und das 
Geſetz über die Gutsgebiete, ſo wie die Selbſtſtändigkeit der Gehöfte 
und Gemeinden zu retten, ohne neue und unbeholfene berathende Ver⸗ 
ſammlungen zu ſchaffen; im Gegentheile, wir würden ihre Anzahl 
weſentlich vermindern, wir würden kleine Gebiete, die eine wahre Ano⸗ 
malie bilden, beſeitigen, wir würden die Thätigkeit der Bezirksvertre⸗ 
tungen und der Bezirkshauptmannſchaften nach dieſer Richtung weſentlich 
reduciren und überhaupt Gemeinden erzielen, die es verſtehen werden, 
ſich zu verwalten. Denn an den Gemeindevertretungen werden auch 
die Gutsbeſitzer theilnehmen, die Wahl des Gemeindevorſtandes wird 
wahrſcheinlich eine Perſönlichkeit treffen, welche die nöthigen Qualifi⸗ 
cationen beſitzt und es wird an Fonds nicht fehlen zur Erhaltung 
eines tüchtigen Kanzleibeamten, zur Haltung der Caſſe, der Arreſte 
und der Polizeiorgane. 

Man könnte zwei Einwendungen gegen dieſen Vorſchlag erheben. 
Fürs Erſte, daß dieſe Einrichtung koſtbar wäre. Das iſt eine Täuſchung. 
Koſtet denn die jetzige Gemeindemißregierung wenig, ſei es in der Form 
von Ausgaben oder in Folge ſchlechter Wirthſchaft oder zahlreicher 
Veruntreuungen? Uebrigens, wenn wir die Sache wollen, ſo dürfen 
wir auch vor den Ausgaben nicht zurückſchrecken. Fürs Zweite könnte 
man behaupten, daß die Gemeinden zu groß wären. Auch hier fällt 
die Antwort nicht ſchwer. Die Krakauer Republik umfaßte den jetzigen 
Krakauer und Czarnower Bezirk, war ausgezeichnet adminiſtrirt und 
damals beſtanden Alles zuſammen nur 17 und nicht 30 Gemeinden, 
wie ich jetzt proponire. Mein Vorſchlag bietet noch andere Vortheile. 
Wäre die Pfarre die Baſis ſowohl der Gemeindeorganiſation, als der 
Ortsſchulräthe, ſo wäre es das Einfachſte, die Attributionen der letzteren 
auf die Gemeindeämter zu übertragen und das um ſo mehr, als die 
Concurrenzausſchüſſe und mit Recht diesfalls beſeirigt würden. Es 
wäre dies eine große Erleichterung und eine Vermeidung von Schrei⸗ 
berei, Sitzungen und Verſchleppungen. Ich habe oben erwähnt, daß 
das Straßengeſetz deßhalb ſchlecht ift, weil es die Straßenconcurrenz 
nicht kennt. Das Geſetz wird vollkommen werden, keiner Verbeſſerung 
bedürfen, wenn wir es anſtatt den heutigen, den großen von mir 
proponirten Gemeinden anpaſſen werden, denn auf dieſe Weiſe würden 
wir die Concurrenz innerhalb der Pfarrgrenze erzielen und jo wäre 
auch dieſes Geſetz gerettet. 

Was die autonomen Organe höherer Ordnung anbelangt, fo 
ſpricht ſehr Vieles für die Beibehaltung dieſer Körperſchaften. Aber 
andere Bedeutung hat die Function lediglich berathender Körperſchaften, 
ganz andere die Function ſolcher Körperſchaften als zugleich ſelbſtſtändig 
agirender Verwaltungsbehörden. Ich bin keineswegs dagegen, daß bür⸗ 
gerliche Elemente neben der Bureaukratie in der Adminiſtration ihren 
Platz einnehmen, nur muß man trachten, daß der in die Verwaltung 
berufene Bürger für die Zeit ſeiner Function wirklicher Beamter werde, 
daß er einer einheitlichen adminiſtrativen Behörde angehöre, keineswegs 
aber darf man — wie es bei uns geſchieht — zwei verſchiedene, 
ſelbſtſtändige und neben einander figurirende Regierungsſyſteme ſchaffen. 

Nach meiner Auffaſſung ſollten die periodiſch zuſammentretenden 
Bezirksvertretungen, ſei es über Antrag der Bezirkshauptmannſchaft 
oder aus eigener Initiative dasjenige beſchließen, was ſie als noth⸗ 
wendig in Bezirksangelegenheiten anſehen, fie ſollten ihre Beſchlüſſe 
der Bezirkshauptmannſchaft zur Execution überweiſen, von dieſer den 
Bericht über die Verhältniſſe und Zuſtände des Bezirkes und die Voll⸗ 
ſtreckung der Beſchlüſſe, inſoferne ſie in den Wirkungskreis der Be⸗ 
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hingegen ſollten die Mitglieder der Bezirksvertretung einige Bezirks⸗ 
räthe wählen, welche für die Dauer einer beſtimmten Periode der Be⸗ 
zirkshauptmannfchaft angehören und dort gewiſſe Functionen zu erfüllen 
hätten. Angenommen, die Bezirkshauptmannſchaft zerfiele in fünf De⸗ 
partements: eines für Finanzen mit einem k. k. Bezirkscommiſſäre an 
der Spitze; ein weiteres polizei⸗militäriſches Departement für Con⸗ 
ſcriptions⸗, Aſſentirungs⸗, Polizei⸗, Schub⸗, Urlauberangelegenheiten, 
mit gleichfalls einem k. k. Bezirkscommiſſäre an der Spitze; ein drittes 
Departement könnte die Gemeinde⸗Aufſicht, die Gemeinde⸗Vermögens⸗ 
verwaltung, die Gemeinde- und Wohlthätigkeits⸗Inſtitutionen, die 
Concurrenz⸗, Spitalsangelegenheiten u. ſ. w. umfaffen und an der 
Spitze dieſes Departements könnte ein gewählter Bezirksrath ſtehen; 
ein viertes Departement, umfaſſend die Fragen der Communication zu 
Waſſer und zu Lande, die Straßen und Brücken u. ſ. w., wiederum 
mit einem Bezirksrathe an der Spitze und ein fünftes Departement 
für die Schulangelegenheiten mit einem Vorſitzenden aus dem Lehrer⸗ 
ſtande, allenfalls dem Bezirksſchulinſpector. Die Departementsvorſtände, 
die Referenten würden einander coordinirt fein, dem k. k. Bezirks—⸗ 
hauptmanne unterſtehen und unter deſſen perſönlicher Verantwortlich⸗ 
keit amtiren. Dies würde das Anſehen der Bezirksräthe keineswegs. 
ſchmälern, denn ſie wären wirkliche, beſoldete, zum Dienſte thatſächlich 
berufene Beamte, nicht aber freiwillige, die aus Gnade manchmal nach 
eigenem Gutdünken amtiren. Auf dieſe Weiſe würden auch in der 
Zukunft gewählte, von der Bezirksvertretung beſoldete Organe den ſo— 
genannten eigenen Wirkungskreis beſorgen, aber die Colliſion und der 
Antagonismus der Behörden wären vermieden, die Execution wäre 
leicht und energiſch, denn es würde nur Eine Behörde, d. i. die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft beſtehen. 

Ich habe bei vorſtehender Darſtellung der Eintheilung der 
Agenden bei der Bezirkshauptmannſchaft die Schule als fünftes De⸗ 
partement hingeſtellt, denn ich bin der Anſicht, daß man ganz gut die 
jetzigen Bezirksſchulräthe ſammt ihren Ausſchüſſen beſeitigen könnte, 
falls jede Bezirkshauptmannſchaft ihren Schulinſpector hätte. Auch ge⸗ 
genwärtig verfügen der Bezirkshauptmann und der Schulinſpector 
über die Majorität im Ausſchuſſe. Der Inſpector wäre auch nach 
meinem Vorſchlage der Referent, und der Bezirkshauptmann würde 
in demſelden Wirkungskreiſe, wie jetzt, zu entſcheiden haben. Die Be⸗ 
zirksſchulräthe, die einmal im Monate zufammentreten und zweimal 
amtiren, ſind ein ſehr ſchwerer und überflüſſiger Organismus. Ich 
weiß auch nicht, ob die Berufung gewöhnlicher Volksſchullehrer in den 
Bezirksſchulrath ein guter Gedanke war. Durch die Concentrirung der 
Schulangelegenheiten dreier und wenn auch nur zweier Bezirke in 
einem Schulratbe zwingt man dieſe Behörde zu fortwährenden Cor⸗ 
reſpondenzen mit den betreffenden Bezirkshauptmannſchaften bei den 
geringfügigſten Anläſſen, z. B. wenn man dem Lehrer nicht zur Zeit 
ſeinen Gehalt ausgezahlt hat u ſ. w. Solche Angelegenheiten würde 
jeder Bezirkshauptmann mit dem Bezirksinſpector in feinem Bezirke 
ſchnell und ohne Schwierigkeiten erledigen. 

Ich glaube, daß Alles, was ich hier in Bezug auf die Bezirks⸗ 
vertretung, auf die Bezirkshauptmannſchaft, auf die gewählten Be⸗ 
zirkszäthe angeführt habe, ſich ſehr gut auf den Landtag und die 
Statthalterei anwenden ließe, um auf dieſe Weiſe den Landesausſchuß 
und den Landesſchulrath zu entbehren. Ich habe Alles ausgeſprochen, 
was mir am Herzen liegt. Es werden mir viele vorwerfen, daß ich als 
autonomer Beamter für die Beſeitigung oder Beſchränkung der Auto⸗ 
nomie eine Lanze breche. Ich habe nur meine bürgerliche Pflicht er⸗ 
En indem ich Mängel berührt habe, die ſich ſo allgemein bemerklich 
machen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Nichtanwendung des § 102 der Gewerbeordnung, betreffend die 

Competenz der politiſchen Behörde im Falle einer Entſchädigungs⸗ 

forderung aus dem Lehrverhältniſſe ſeitens des Lehrherrn gegen 
Pflege übende Verwandte des Lehrlings “). 

Joſeph G., Weißgärbermeiſter in V., machte bei der dortigen 

Bezirkshauptmannſchaft die Anzeige, daß ſein Lehrjunge Adam K., 


) M. vergl. die Mittheilung in Nr. 40, S. 159 des Jahrganges 1872 dieſer 


zirksverkretung gehören, empfangen. Für die active Verwaltung ſelbſt! Zeitschrift. 


welcher mit Neujahr 1872 in feinen Dienft auf fünf Jahre getreten 
war, ihm ohne Urſache im Monate März 1872 entwichen ſei und 
ſich dermalen beim Hubenbeſttzer Mathias U. in F. aufhalte. Joſeph 
G. erklärte übrigens bei ſeiner Einvernehmung, daß er den Lehrling 
Adam K. nicht hindere, zu dem von ihm ins Auge gefaßten Schuh: 
machergewerbe überzugehen, nur fordere er auf Grund des § 99 Ge⸗ 
werbeordnung den Erſatz des ihm durch feine Entweichung zugegan⸗ 
genen Schadens im Betrage von 15 fl. für Verköſtigung des Lehr⸗ 
lings vom 1. Jänner 1872 bis Ende März, der Zeit feiner Ent⸗ 
weichung. 

Der Bezirkshauptmann in V. erkannte hierauf: „Anna K., die 
Mutter des Adam K., und Mathias U., deſſen Onkel, Beſitzer der 
Hube zu F., ſeien ſchuldig, den vom Weißgärbermeiſter Joſeph G. 
angeſprochenen Schadenerſatzbetrag per 15 fl. an den letzteren zu 
zahlen, weil aus den gepflogenen Erhebungen hervorgeht, daß dieſelben 
an dem unbefugten Austr tte des genannten Lehrlings aus dem Dienſte 
des G. durch Beredung und Aufforderung allein die Urſache waren.“ 

Die Landesregierung beſtätigte über Recurs der zum Erſatze 
Verurtheilten das Erkenntniß erſter Inſtanz, weil der Lehrling Adam 
K. anläßlich ſeiner am 15. Mai 1872 erfolgten protokollariſchen Ein⸗ 
vernehmung ausdrücklich erklärt hat, daß er von ſeinem Onkel Mathias 
U. und von ſeiner Mutter vom Dienſte des Joſeph G. abgeholt 
worden iſt, und dieſe Erklärung des Adam K. von Mathias U. durch 
Mitfertigung des Protokolles als richtig erkannt worden iſt. 

Anläßlich des Recurſes des Mathias U. hat das Miniſterium 
des Innern unterm 6. October 1872, 3. 12.589 dieſe Entſcheidun⸗ 
gen wegen Incompetenz außer Kraft geſetzt und den Weißgärbermeiſter 
G. mit ſeinem Erſatzanſpruche gegenüber dem Mathias U. und der 
Anna K. auf den Rechtsweg verwieſen. 

„Dieſe Entſcheidung beruht auf der Erwägung, daß der § 102 
der Gewerbeordnung, welcher Streitigkeiten der Gewerbetreibenden 
mit ihren Gehilfen und Lehrlingen vorausſetzt, auf den vorliegenden 
Streit des Weißgärbers G. mit Mathias U. und Anna K. keine An⸗ 
wendung findet und daß die Competenz der Verwaltungsbehörde zur 
Entſcheidung über den von G. gegen U. und K. erhobenen Entſchädigungs⸗ 
anſpruch auch ſonſt in keiner Weiſe begründet iſt.“ Kr. 


Bei Ausſcheidung von Grundparcellen aus einer Gemeindemar⸗ 

kung und Einverleibung derſelben in eine andere Gemeinde wer⸗ 

den die beſtehenden Jagdpachtverträge bis zum Ablauf der Pacht⸗ 
periode nicht alterirt. 


Nach vorausgegangenem geſetzlichen Verfahren ertheilte der Landes⸗ 
ausſchuß eines ſüdlichen Kronlandes im Einvernehmen mit der Landes⸗ 
ſtelle die Bewilligung, daß einige Grundparcellen (569 Joch, 486 
Quadratklafter) aus dem Gebiete der Ortsgemeinde D. ausgeſchieden 
und in jenes der Ortsgemeinde M. einbezogen würden. Nachdem in 
Folge deſſen durch die competenten Finanzbehörden die Umkataſtrirung 
geſchehen war, erhielt der Bezirkshauptmann den Auftrag, die weiteren 
geſetzlichen Conſequenzen der erfolgten Aenderung durchzuführen. Der 
Bezirkshauptmann erließ nun eine läugere Berfügung, von welcher 
nachſtehende Punkte in Betracht kommen: 

IV. Bei dem Umſtande, als die Jagdgebietsgrenzen geſetzlich mit 
den Gemeindegrenzen zuſammen zu fallen haben, erfahren in Folge 
der abgeänderten Abgrenzung der beiden Gemeindegebiete die diesfäl⸗ 
ligen Jagdgebiete eine gleichgeartete Abänderung, ſo zwar, daß die 
ausgeſchiedenen Parcellen ohne Weiteres aus der Gerechtſame der D er 
Jagdpachtung in jene der Jagdpachtung von M. überzugehen haben. 

V. Die Ortsgemeinde D. hat ſich einen, nach dem Verhältniſſe 
des abgetretenen zum bisherigen Jagdgebiete zu berechnenden Jagd⸗ 
pachtſchillingsabzug für die noch übrige Dauer der bezüglichen Jagd⸗ 
pacht gefallen zu laſſen, wohingegen die Jagdpachtung des Revieres 
M. (vergrößerte Gemeinde) für den Zuwachs von Jagdterrain den 
Pachtſchilling verhältnißmäßig erhöhen muß. 

VI. Hinſichtlich des Ausmaßes dieſer Erhöhung, andererſeits 
wegen der Herabminderung haben ſich die Gemeindevorſtände von D. 
und M. mit dem unter Einem hievon verſtändigten Jagdpächter abzu⸗ 
finden und die Art der Abfindung binnen 14 Tagen anzuzeigen. Im 
Falle des Nichtzuſtandekommens eines gütlichen Auszleiches iſt von 
den Gemeindevorſtänden eine behoͤrdliche Entſcheidung in Anſpruch 
zu nehmen. 
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VII. Schließlich wird eine Begehung der neuen, die beiden 
Jagdgebiete trennenden Grenzen angeordnet. 

Die Gemeinde D. überreichte gegen dieſe Verfügungspunkte den 
Recurs mit dem Bemerken, daß ſie im Einverſtändniſſe mit dem Jagd⸗ 
pächter ihres Gemeindegebiets in die Ausſcheidung des fraglichen Jagd⸗ 
gebietes erſt nach Ablauf der Jagdpachtperiode (1874) willige. 

Der Bezirkshauptmann berichtete bei Vorlage der erwähnten 
Eingabe, daß einſtweilen die alten Jagdgrenzen aufrecht erhalten blieben 
und daß in Anhoffung der Beſtätigung ſeiner Verfügung unter Einem 
eine Verhandlung behufs Feſtſtellung der eventuellen neuen Jagdpacht⸗ 
ſchillinge ausgeſchrieben werde. 

Dieſe Verhandlung fand wirklich ſtatt (worüber nachträglich an 
die Recursinſtanz berichtet wurde) und es ſtellten dabei ſowohl die 
Gemeinde D. als auch der Jagdpächter von D. das Begehren, daß 
das Jagdgebiet von D. bis zum Ablaufe der Pachtpertode unverändert 
bleibe. Beide erwähnten Theile lehnten jede Verhandlung ab und er- 
klärte noch der Jagdpächter, daß er mit Hinblick auf die urſprüngliche 
Jagdpachtperiode bis zum Jahre 1874 beſondere Koſten aufgewendet 
habe. Der Gemeindevorſteher von M. gab an, daß er mit dem Jagd⸗ 
pächter von M. keine Vereinbarung erzielen konnte. 

Die Landesſtelle jedoch, abgeſehen von einzelnen formellen Aen⸗ 
derungen, beſtätigte die erſte Verfugung mit dem Bedeuten, daß 
Punkt IV ſowohl für die Gemeinde D. als auch für den Jagdpächter 
von D. ſogleich und bis zu einer etwaigen Abänderung. der Entſcheidung 
im ordentlichen Inſtanzenzuge maßgebend zu ſein habe. 

Hierauf ergriff der Jagdpächter von D. den Miniſterialrecurs, 
trug darin vor, daß er mit behördlicher Genehmigung den ganzen 
Complex bis zum Jahre 1874 gepachtet und auf die Jagd erhebliche 
Koſten verwendet habe, endlich erkläre er, daß für den Fall des Unter⸗ 
liegens er von der werthlos gewordenen Jagd ſich koſtenlos losſagen 
werde. In pessimum eventum wünſchte Recurrent eine namhafte Er⸗ 
mäßigung des Pachtſchillings. 

Das k. k. Ackerbauminiſterium emanirte unter dem 21. Februar 
1872, 3. 10.828 nachfolgende Entſcheidung: 

„Die §§ 6 und 8 des kaiſ. Patentes vom 7. März 1849, 
R. G. Bl. Nr. 154, wonach die in einer Gemeindemarkung gelegenen 
Grundſtücke, ſofern fie nicht zu den im § 4 und z dieſes Patentes 
ausgenommenen gehören, der betreffenden Gemeinde zugewieſen werden, 
weiſen allerdings darauf hin, daß in der Regel die Grenzen des Ge⸗ 
meindegebietes und des Jagdgebietes zuſammenzufallen haben. 

Es darf aber dieſe Norm wohl im allgemeinen nur als für erſt 
vorzunehmende Jagdverpachtungen maßgebend angeſehen, keineswegs 
aber derſelben eine rückwirkende Kraft in dem Sinne beigemeſſen 
werden, daß dadurch ſchon beſtehende und behördlich genehmigte Jagd⸗ 
pachtverträge während der Dauer der Pachtperiode ohne weiteres alterirt 
oder gar umgeſtoßen werden dürften. In dieſer Rückſicht und bei dem 
Umſtande, als auch keine anderweitigen Gründe vorliegen, aus welchen 
nach den beſtehenden jagdgeſetzlichen Beſtimmungen die ſofortige Löſung 
des Pachtverhältniſſes mit dem Pächter der Gemeindejagd D. in Abſicht 
auf das aus dieſer Jagd auszuſcheidende Revier gerechtfertigt wäre, 
wird die Entſcheidung der Landesſtelle, mit welcher die ſofortige Aus⸗ 
ſcheidung des bezeichneten Terrains aus dem Jagdgebiete von D. unter 
gleichzeitiger Einverleibung desſelben in das Jagdgebiet der Gemeinde 
M. angeordnet wurde, behoben und dem Miniſtertalrecurſe des Jagd⸗ 
pächters von D. dahin Folge gegeben, daß die politiſchen Behörden 
nicht berufen find, an dem von der Gemeinde D. an den Recurrenten 
überlaſſenen Jagdpachte bis zum Ablaufe der ſtipulirten Pachtperiode 
eine Aenderung zu veranlaſſen.“ Dr. H—z. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 12. December 1872, Z. 19.325, betref⸗ 
fend gleichmüßiges Vorgehen bei Verrechnung der ben Länderchefs bewilligten 
5 Einrichtungsbeiträge. 

Behufs Erzielung eines gleichmäßigen Vorgehens bei der Verrechnung der 
den Länderchefs aus Anlaß ihres Amtsantrittes bewilligten Einrichtungebeiträge wird 
im Einvernehmen mil dem k. k. oberſten Rechnungshofe beſtimmt, daß dieſe Beiträg 
von nun an im Rechnungsabſchluſſe und in den ſonſtigen Gebahrungsüberſichten der 
politiſchen Verwaltung in einer beſonderen Rubrik des ordentlichen Erforderniſſes 
auszuweiſen ſind. 


Euere . . . . werden erſucht von dieſer Beſtimmung das unterſtehende Rech ⸗ 
nungsdepartement behufs Darnachachtung zu verſtändigen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 14. December 1872, Z. 17.277, 
betreffend die Entſcheidung Über die Frage, welche die erſte Inſtanz in Angelegen⸗ 
heit der Eutſchädigungsanſprüche für gekeultes Hornvieh ſei. 


Anläßlich eines ſpeciellen Falles kam die im Rinderpeſtgeſetze vom 29. Juni 
1868 nicht ausdrücklich vorgeſehene Frage zur Sprache, welche Behörde über die Zu⸗ 
oder Aberkennung der Entſchädigung für die der Keule unterzogenen Rinder in erſter 
Inſtanz zu entſcheiden berufen iſt 

Das Miniſterium des Innern findet in dieſer Beziehung anzuordnen, daß in 
allen Fällen, in welchen es ſich um die Zu⸗ oder Aberkennung der Entſchädigung für 
gekeultes Hornvieh handelt, die Landesbehörde in erſter Inſtanz zu entſcheiden hat. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 22. December 1872, 3. 20.042, be⸗ 
treffend den Zeitpunkt der Reviſion der Arzneitaxe. 


In Genehmigung eines vom oberſten Sanitätsrathe geſtellten Autrages wird 
künftighin die Reviſion der Arzneitare hierorts alljährlich im Spätherbſte in der 
Art vorgenommen werden, daß die revidirte Taxe mit 1. Jänner des ſolgenden 
Jahres in Wirkſamkeit treten kann. Zu diefem Behufe werden die Apothekergremien 
und Landes⸗Sanitätsräthe ihre etwaigen diesbezüglichen Wünſche und Anträge recht⸗ 
zeitig, d. i. ſpäteſtens Anfangs October jeden Jahres (vom Jahre 1873 angefangen) 
im Wege der politiſchen Landesbehörde, welche dieſelben gutachtlich einbegleitet vor⸗ 
zulegen hat, zur Kenntniß des Miniſteriums des Innern zu bringen haben. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 7. Jänner 1873, Z. 20.115, 
betreffend Auflaſſung der Rückſtandsſection der Cameral⸗Hauptbuchhaltung. 


Nachdem die Ausfertigung der Entlaſtungserkenntniſſe, bezüglich der Ge⸗ 
barungen der beſtandenen Staats⸗Nettocaſſen bis Ende des Jahres 1866, d. t. bis 
zum Zeitpunkte der Activirung des gegenwärtig beſtehenden neuen Verrechnungs⸗ und 
Controlsſyſtems, von der Rückſtandsſection der Cameral⸗Hauptbuchhaltung beendet, 
und die Hinausgabe der bezüglichen Documente im Wege der betreffenden Behörden, 
von Seite des oberſten Rechnungshofes auch bereits bewirkt worden iſt, hat der oberſte 
Rechnungshof mit dem k. k. Finanzminiſterium die Vereinbarung getroffen, daß die 
gedachte Rückſtandsſection mit Ende December 1872 gänzlich aufzulöſen fei, und daß 
die von derſelben bisher beforgten Controlsgeſchäfte rückſichtlich der Grundentlaſtungs⸗ 
fonde in Oſt⸗ und Weſt⸗Galizien, Krakau und der Bukowina, vom 1. Jänner 1873 
angefangen, an das Finanzminiſterial⸗Fachrechnungsdepartement für die Staats⸗ 
ſchuld bis zur definitiven Uebergabe der gedachten Fonde an die betreffenden Landes⸗ 
vertretungen übertragen werden. 

Unter Einem ift das k. k. Finanzminiſterium vom k. k. oberſten Rechnungs⸗ 
hofe angegangen worden, die betreffenden Landesausſchüſſe, dann die Grundent⸗ 
laſtungsfonds⸗Directionen in Ofen, Klauſenburg, Agram und Lemberg von obiger 
Maßregel in die Kenntniß zu ſetzen und die geeignete Kundmachung im Finanzmini⸗ 
ſterial⸗Verordnungsblatte zu veranlaſſen. Ich beehre mich, Euerer ... zur gefälligen 
Kenntnißnahme und geeigneten weiteren Veranlaſſung von dieſen Verfügungen mit 
dem Bemerken die Mittheilung zu machen, daß hiernach in ſolchen Fällen, wo bisher 
die obgedachte Rückſtandsſection von einzelnen Stellen und Aemten zur Ertheilung 
von Auskünften aus den Büchern und Acten der beſtandenen Cameral⸗Hauptbuchhal⸗ 
tung in Anſpruch genommen wurde, ſich vom 1. Jänner 1873 angefangen an die 
Hilfeämterbirection des oberſten Rechnungshofes, in deſſen Verwahrung obige Bücher 
und Acten übergehen, gewendet werden wolle. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern an die k. k. Landesregierung in Troppau 
ddo. 9. Jänner 1873, 3. 20.244, betreffend die Behandlung der Bärenführer 
u. ſ. w. . 


Ueber die mit dem Berichte vom 20. December 1872, Z. 8333, geſtellte An⸗ 
frage, was mit Bären u. dgl. wilden Thieren, auf deren Beſitzer (Führer) der hier⸗ 
ortige Erlaß vom 5. Juni 1872, 3. 8203 (Vgl. Nr. 39 dieſer Zeitſchrift ex 1872, 
die Red.) Anwendung findet — zu geſchehen habe, wird der k. k. Landesregierung 
eröffnet, daß die fremden Vaganten, auf welche der hierortige Erlaß vom 5. Juni 
1872, 3. 8203 Anwendung findet, ſelbſtverſtändlich ſammt ihren Thieren gleich an 
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der Grenze zurückzuweiſen, eventuell beim Betreten im Lande, ſogleich über die 
Grenze zu ſchaffen ſind. Uebrigens wird es der betreffenden politiſchen Obrigkeit 
überlaſſen, bei Wegſchaffung von bösartigen und ſchädlichen Thieren die erforderlichen 
Cautelen anzuordnen. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe Joſeph Held im Ackerbaumini⸗ 


ſterium den Titel und Charakter eines Regierungsrathes tarfrei verliehen. 


Seine Majeſtät baben den Finanzſecretären Joſeph Ertl in Laibach und 
Leopold Bergmair in Salzburg taxfrei den Titel und Rang eines Finanzrathes 


verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem beim Ackerbauminiſterium in Verwendung ſtehen⸗ 


den Pribramer Pochwer’sinfpector Egyd Ja rolimek den Titek und Charakter eines 
Bergrathes taxfrei verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten im Aderbaumini« 


ſterium Rudolf König den Titel und Charakter eines Hilfsämterdirectors, ferner den 
Kanzleiofficialen desſelben Miniſteriums Ludwig Miller und Johann Kobliſchek 
den Titel und Charakter von Hifsämter⸗Directionsadjuncten, ſämmtlich tarfrei 
verliehen. 


Seine Majeftät haben den ordentlichen Profeſſoren an der Wiener Univerſität 


Dr. Karl Ritter v. Schroff und Dr. Adalbert Duchek den Titel und Charakter 
von k. k. Hofräthen verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem mit der proviſoriſchen Leitung des Generalconſulates 


in Tunis betrauten k. und k. Conſul Karl Boleslawski den Orden der eiſernen 


Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem beim k. und k. Generalconſulate in Alexandrien 
in Verwendung ſtehenden Conſulareleven Karl Gſiller, ferner die dem k. und k. 
Conſulate in Conſtantinopel zugetheilten Conſulareleven Karl Boſizio Ritter v. 
Thurnberg und Moriz Czikann zu Viceconſuln letzteren unter Zutheilunz zum 
k. und k. Conſulate in Ibraila) ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialconcipiſten im Miniſterium für Landes⸗ 
vertheidigung Johann Lacroix den Titel und Charakter eines Miniſterialſecretärs 
verliehen 

i Seine Majeftät haben den Miniſterialconcipiſten im Miniſterium für Cultus 
und Uaterricht Karl German zum Miniſterialſecretär extra statum ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialconcipiſten im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Dr. Benno Ritter v. David und Dr. Erich Wolf den Titel und 
Charakter von Miniſterialſecretären tarfrei verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den dalmatiniſchen Finanz⸗Bezirkscommiſſär erſter 
Claſſe Gabriel Teodorovich zum Finanzrath und Finanz⸗Bezirksdirector in Raguſa 
ernannt. . 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtmeiſter Emund Swoboda in Lieboch 
zum Forſtinſpector in Böhmen ernannt. 


5 Erledigungen. 

Zwei Maſchinenbauingenieure dritter Claſſe für Sr. Majeſtät Krieg'⸗ 
marine mit je 1000 fl. Geha t und Quartiergeld. (Amtsblatt Nr. 54.) 

Telegraphen⸗Obercommiſſärsſtelle bei der k. k. Tele n aphendirection in Brünn 
mit 1600 fl. Jahresgehalt und Amtsverwaltersſtelle bei der Telegraphenhauptſtation 
in Graz mit 1200 fl. gegen Caution von 400 fl., bis Mitte März. (Amtsblatt Nr. 56.) 

Landes⸗Irrenarztesſtelle zu Valduna mit 1500 fl. Gehalt, bis Ende März. 
(Amtsblatt Nr. 56.) 

Bezirksarztesſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft in Hartberg, eventuell bei 
einer anderen Bezirkshauptmannſchaft mit 800 fl. Gehalt und Quinquennalzulage, 
bis 20. März. (Amtsblatt Nr. 57.) 

Ingenieursſtelle erſter Claſſe in Mähren mit 1100 fl. Gehalt, eventuell In⸗ 
genieursſtelle zweiter Claſie mit 1000 fl. Gehalt, bis 15. April. (Amtsblatt Nr. 57.) 

Rathsſtelle beim Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
mit 2200 fl. Jahresgehalt und dem ſyſtemmäßigen 2Opercent. Quartiergelde, bis 
24. März. (Amtsblatt Nr. 58.) 

Zwei Bezirkscommiſſärsſtellen bei den küſtenländiſchen politiſchen Behörden 
eventuell eine Statthalterei⸗Concipiſtenſtelle mit 800 fl. und im Falle der Verwen⸗ 
dung in Trieſt mit 200 fl. Quartiergeld, bis 5. April (Amtsblatt Nr. 59.) 

Concipiſtenſtelle bet dem ſchleſiſchen Lan desausſchuſſe in Troppau mit 800 fl. 
Jahresgehalt, bis 10. Mai: (Amtsblatt Nr. 59.) 


Concurs 


zur Beſetzung der Stelle eines dritten Seeretärs bei dem Bürger⸗ 
meiſteramte zu Troppau. 


Bewerber um dieſe Stelle haben ihre eigenhändig geſchriebenen, mit den Nach⸗ 
weiſen ihres Alters, Standes, Wohlverhaltens, ihrer bisherigen praktiſchen Berwen⸗ 
dung, der mit gutem Erfolge zurückgelegten juridiſch⸗politiſchen Studien und der ge⸗ 
ſetzlichen Befähigung für den politiſchen Staatsdienſt belegten Geſuche bis 1. April 
1873 hieramts einzubringen. 5 5 

Mit dieſem Dienſtpoſten ift ein Jahresgehalt von 1000 fl. b. W. nebſt einem 
hievon entfallenden 15percentigen Quartiergelde, dann die Penſionsfähigkeit nach 
dem Penſtonsſtatute vom 16. December 1871 für die Beamten und Diener der Stadt» 
gemeinde Troppau, dann deren Witwen und Waiſen verbunden, wonach die Dienſt⸗ 
zeit vom Tage des beim Eintritte in den Communaldienſt abgelegten Dienſteides an 
gerechnet, und den aus dem Staatsdienſte unmittelbar und ohne Unterbrechung in den 
Dienſt der Stadtgemeinde übergetretenen Beamten die im Staatsdienſte vollbrachte 
Dienſtzeit zum Behufe der Penſionsbemeſſungz in ihre bei der Stadtgemeinde zuge⸗ 
brachte Dienſtzeit angerechnet wird. 

Troppau, am 18. Februar 1873. 


1-3 Der Bürgermeifter. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


